
 
 

Protokollauszug 
aus der 

32. öffentliche Sitzung der Stadtverordnetenversammlung der Landes-
hauptstadt Potsdam  

vom 05.10.2022 

 
öffentlich 
Top 9.2 Appell zum Mieterschutz: Verzicht auf Mieterhöhungen und Wohnungsräu-

mungen 
 
22/SVV/0829 
geändert beschlossen 

 
Der Antrag wird namens der Fraktionen DIE LINKE und SPD vom Stadtverordneten Dr. Schar-
fenberg eingebracht. 
 
Ergänzungsantrag: 
Der Stadtverordnete Dr. Zöller bringt namens der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen folgenden Er-
gänzungsantrag ein: 
 
Die Stadtverordnetenversammlung der Landeshauptstadt Potsdam appelliert an die in Potsdam 
ansässigen und tätigen Wohnungsunternehmen und die Privatvermietenden, dem Beispiel der 
städtischen Wohnungsgesellschaft Pro Potsdam zu folgen und angesichts der schwierigen ge-
sellschaftlichen Situation und hohen Heizkosten bis Oktober 2023 zum Schutz der Mieter auf 
Mieterhöhungen und Wohnungsräumungen zu verzichten. 
 
… 
 
Antrag zur Geschäftsordnung: 
Der Stadtverordnete Eichert, Fraktion CDU, beantragt die Überweisung in den Ausschuss für 
Gesundheit, Soziales, Wohnen und Inklusion. 
 
Antrag zur Geschäftsordnung: 
Darüber hinaus beantragt der Stadtverordnete Wobeto, Fraktion AfD, die Überweisung in den 
Ausschuss für Finanzen. 
 
Der Stadtverordnete Tomczak, Fraktion DIE aNDERE, beantragt die getrennte Abstimmung. 
 
Abstimmung: 
Der Antrag auf Überweisung in den Ausschuss für Gesundheit, Soziales, Wohnen und Inklusion 
wird 
 
mit Stimmenmehrheit abgelehnt.  
 
 
Abstimmung: 
Der Antrag auf Überweisung in den Ausschuss für Finanzen wird 
 
mit Stimmenmehrheit abgelehnt.  
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Abstimmung: 
Die o.g. Ergänzung der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen wird 
 
mit Stimmenmehrheit angenommen. 
 
 
Anschließend wird der so ergänzte Antrag zur Abstimmung gestellt: 
 
 
 
Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließt: 
 
Die Stadtverordnetenversammlung der Landeshauptstadt Potsdam appelliert an die in 
Potsdam ansässigen und tätigen Wohnungsunternehmen und die Privatvermietenden, 
dem Beispiel der städtischen Wohnungsgesellschaft Pro Potsdam zu folgen und ange-
sichts der schwierigen gesellschaftlichen Situation und hohen Heizkosten bis Oktober 
2023 zum Schutz der Mieter auf Mieterhöhungen und Wohnungsräumungen zu verzichten. 
 
Der Oberbürgermeister wird beauftragt, den Appell an die Wohnungsunternehmen in Pots-
dam weiterzuleiten, verbunden mit der Bitte um Stellungnahme. 
 
 

 

2 von 3 in Zusammenstellung



 
 

   
  Seite: 1/1 

BESCHLUSS 
der 32. öffentlichen Sitzung der Stadtverordnetenversammlung der 

Landeshauptstadt Potsdam am 05.10.2022 

 
 Appell zum Mieterschutz: Verzicht auf Mieterhöhungen und Wohnungsräumungen 

Vorlage: 22/SVV/0829 
 

  
Die Stadtverordnetenversammlung der Landeshauptstadt Potsdam appelliert an 
die in Potsdam ansässigen und tätigen Wohnungsunternehmen und die 
Privatvermietenden, dem Beispiel der städtischen Wohnungsgesellschaft Pro 
Potsdam zu folgen und angesichts der schwierigen gesellschaftlichen Situation 
und hohen Heizkosten bis Oktober 2023 zum Schutz der Mieter auf 
Mieterhöhungen und Wohnungsräumungen zu verzichten. 
 
Der Oberbürgermeister wird beauftragt, den Appell an die Wohnungsunternehmen 
in Potsdam weiterzuleiten, verbunden mit der Bitte um Stellungnahme. 
 

 
 Abstimmungsergebnis: 

mit Stimmenmehrheit angenommen. 
 
 
 
 
Gemäß § 22 Brandenburgische Kommunalverfassung (BbgKVerf) waren keine Mitglieder der 
Stadtverordnetenversammlung von der Beratung und Abstimmung ausgeschlossen. Die 
Übereinstimmung des Beschlusses mit dem Wortlaut in der Niederschrift wird amtlich 
beglaubigt. 
 
Dem Originalbeschluss wird eine Seite beigefügt. 
 
 
 
Potsdam, den 17. Oktober 2022  Ziegenbein 
  Leiterin des Büros 
 
 

Stempel 
 

3 von 3 in Zusammenstellung


	Protokollauszug
	Anlage  1 Beschluss

